
Donnerstag, 3. Juli 2014 Wirtschaft Nummer · 33

TGW will mit Klug in
Champions-League
Österreichische Logistics Group kauft Teunzer Firma

Teunz. (ptr) Die 320 Mitarbeiter der
Firma Klug Integrierte Systeme in
Teunz (Kreis Schwandorf) haben seit
Dienstag zwei neue Chefs. Nach zwei
Monaten vorläufiger Insolvenzver-
waltung wurde am 1. Juli der Kauf-
vertrag mit der österreichischen TGW
Logistics Group unterzeichnet. Für
viele überraschend. Denn eigentlich
hatte Krones – mit 26 Prozent an
Klug beteiligt – bis zuletzt Interesse
bekundet.

„Es gab mehrere indikative Ange-
bote. Mit drei möglichen Investoren
haben wir den Kaufvertrag bis zum
Ende verhandelt“, informierte Insol-
venzverwalter Axel W. Bierbach ges-
tern bei der Pressekonferenz. TGW
erfülle die Vorgaben (Übernahme al-
ler Mitarbeiter, Standorterhalt und
Zahlung des Kaufpreises zur Befrie-
digung der Gläubiger) und habe den

Zuschlag erhalten. Die Forderungen
der Gläubiger summieren sich auf
rund 20 Millionen Euro.

„Mit dem Kauf wollen wir unsere
IT-Kompetenz stärken und in die
Champions-League der Intralogistik-
Branche aufsteigen“, sagte Ge-
schäftsführer Georg Kirchmayr. Die
TGW mit Sitz in Wels (Oberöster-
reich) hat 1700 Mitarbeiter und ist
ein international agierender Produ-
zent von Materialfluss- und Lagerlo-
gistik-Lösungen mit Schwerpunkt
Stahlbau und Fördertechnik. Als IT-
Systemanbieter bringt Klug die feh-
lende dritte Komponente ein. „Wir
haben bisher schon gut zusammen-
gearbeitet“, betont der weitere Ge-
schäftsführer Harald Schröpf. Der ge-
bürtige Weidener ist der Sohn des
2012 verstorbenen ehemaligen Ober-
bürgermeisters Hans Schröpf.

Sie haben jetzt das Sagen: Die zwei TGW-Geschäftsführer (von links) Ha-
rald Schröpf und Georg Kirchmayr sowie Insolvenzverwalter Axel W. Bier-
bach vor der Teunzer Firma Klug Integrierte Systeme. Bild: Portner

Im Euro-Raum
nur zaghaftes

Wachstum
Berlin/Luxemburg. (dpa) Die Wirt-
schaft in den 18 Ländern mit der
Euro-Währung nimmt nur langsam
wieder Fahrt auf. Das Bruttoinlands-
produkt (BIP) legte im ersten Quartal
des laufenden Jahres um 0,2 Prozent
gegenüber dem Vorquartal zu. Die
Europäische Statistikbehörde Euro-
stat in Luxemburg bestätigte damit
am Mittwoch zwei Schätzungen aus
den Vormonaten. Deutschland prä-
sentiert sich jedoch sehr robust: Hier
zog die Wirtschaft um 0,8 Prozent an.
Gründe dafür waren der milde Win-
ter und die starke Inlandsnachfrage.

Die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) befürchtet eine geringe-
re Schubkraft für das weltweite Wirt-
schaftswachstum durch Schwellen-
länder. „Nach einer Periode beein-
druckender Fortschritte hat in eini-
gen Volkswirtschaften der mittleren
Einkommensgruppe eine Verlangsa-
mung der Wachstumsraten einge-
setzt“, heißt es in einer Studie. Die
globalen Auswirkungen würden
durch die Konjunkturabschwächung
in China noch verschärft.

Neuer Riese auf
dem Mobilfunkmarkt
Brüssel erlaubt Telefónica Deutschland Übernahme von E-Plus

Brüssel/München. (dpa) In
Deutschland entsteht ein neuer
Mobilfunkriese: Die EU-Kom-
mission hat Telefónica Deutsch-
land mit der Marke O2 die Über-
nahme von E-Plus erlaubt. Aller-
dings muss Telefónica eine Rei-
he von Auflagen erfüllen und
Netzkapazitäten abtreten.

Mit mehr als 44 Millionen Kunden
bilden die bisherige Nummer drei
und vier einen neuen Marktführer in
Deutschland. Als Konkurrenz bleiben
nur die Deutsche Telekom und Voda-
fone. Telefónica Deutschland lässt
sich die Übernahme mehr als acht
Milliarden Euro kosten.

Für die Genehmigung müsse Tele-
fónica bis zu 30 Prozent seiner Netz-
kapazitäten an Konkurrenten abtre-
ten, teilte die EU-Behörde mit. Tele-
fónica muss zudem Mobilfunkfre-
quenzen und Vermögenswerte ver-

kaufen sowie Dienstleistungen rund
um superschnelle Netze für Groß-
kunden allen Interessenten anbieten.
Mit den Auflagen wollen die EU-
Wettbewerbshüter verhindern, dass
die Preise für die Kunden steigen.
Davor hatte das Bundeskartellamt
gewarnt. O2 und E-Plus erhoffen sich
rund fünf Milliarden Euro Einspa-
rungen von dem Zusammenschluss.
Beim Umsatz kommen die Unter-
nehmen mit rund 10000 Beschäftig-
ten gemeinsam auf ein Volumen von
5,8 Milliarden Euro. Der bisherige
E-Plus-Chef Thorsten Dirks wird
nach der Übernahme an die Spitze
des gemeinsamen Konzerns mit Sitz
in München rücken.

Auswirkungen unklar
„Es ist schwer vorherzusagen, wie
sich die Übernahme auswirken
wird“, sagt Martina Totz, Juristin und
Telekommunikationsexpertin bei der
Verbraucherzentrale Rheinland-

Pfalz. Sollte es bei Tarifen Änderun-
gen geben, die wesentliche Vertrags-
bestandteile betreffen, müsse Kun-
den ein Widerspruchsrecht oder ein
Sonderkündigungsrecht eingeräumt
werden.

Bei wesentlichen Vertragsbestand-
teilen handelt es sich zum einen um
den vereinbarten Preis, zum anderen
um die im Vertrag festgeschriebenen
Leistungen, erklärt Totz. Bei einem
Sonderkündigungsrecht dürfen Kun-
den außerordentlich und außerhalb
von vereinbarten Laufzeiten und
Fristen kündigen.

Ebenfalls am Mittwoch gab die EU-
Kommission grünes Licht für die
Übernahme des spanischen Kabel-
netzbetreibers Ono durch den briti-
schen Mobilfunker Vodafone. Voda-
fone zahlt nach früheren Angaben
rund 7,2 Milliarden Euro für Ono.
Dieser ist einer der letzten verbliebe-
nen unabhängigen Kabelnetzbetrei-
ber in Europa.

Politik der „Rolle rückwärts“
IW-Experte Michael Grömling beklagt „schädliche Weichenstellungen“ für den Standort Deutschland

Schwarzenfeld. (sbü) „Ich kann kein
klares Konjunkturbild für die nächs-
ten zwei Jahre zeigen“, meint Profes-
sor Dr. Michael Grömling vom Insti-
tut der deutschen Wirtschaft (IW) in
Köln zusammenfassend am Ende
seines Vortrags. „Neue Rahmenbe-
dingungen, volatile Märkte und Wett-
bewerbsrisiken“ war sein Thema in
der Reihe „Wirtschaft im Dialog“ der
VBW-Bezirksgruppe Oberpfalz.

„Standortschädliche Weichenstel-
lungen“ wirft Grömling der Politik
der Großen Koalition vor. „Arbeits-
marktregulierungen und Mindest-
lohn“, aber auch die Sozialpolitik
und vor allem die Rente mit 63 nann-
te er. „Wir kassieren wieder vieles da-
von ein, was seit dem Jahre 2005
Wirtschaft und Konjunktur in
Deutschland angekurbelt hat.“

Als Rolle rückwärts bezeichnet er
diese Politik. Für den Leiter der IW-
Forschungsgruppe Konjunktur gibt
es viele andere kritische Rahmenbe-
dingungen und Wettbewerbsrisiken
für die Betriebe. Instabilitäten in
wichtigen Schwellenländern wie
Russland und China sowie die noch
längst nicht überwundene Banken-
krise zählt er dabei auf. Der Geldpoli-
tik „fehle die Orientierung an obers-
ter Stelle“. Die niedrigen Zinsen ber-
gen für den Wissenschaftler die Ge-
fahr von „Fehlanreizen für institutio-

nelle Anleger“. Und seine Risikoliste
scheint nicht enden zu wollen. Er
nennt die ungelösten Staatsschul-
den- und Strukturprobleme vor al-
lem in den südlichen EU-Länder, den
krisenunabhängig anhaltend hohen
Ölpreis, weltweite Wachstumskorrek-
turen und die Abwertung von Wäh-
rungen in Schwellenländer. Gröm-
ling befürchtet „die klassische alte
Standortdiskussion“ in Deutschland,
weil die Lohnstückkosten seit Jahren
stiegen und dadurch die Wettbe-
werbsfähigkeit leide. Insgesamt sieht
er in den Wirtschaftsräumen USA
und Europa eine „fehlende klare Ori-
entierung in der Wirtschaftspolitik“.

Stabiler Außenhandel
Die Konjunkturampel des Wissen-
schaftlers hatte neben roten und gel-
ben, somit warnenden Farben, aber
auch einiges an Grün. Europa sieht
er insgesamt im Aufwind. Dies glei-
che die Abschwächung in den
Schwellen- und Entwicklungslän-
dern wieder aus. Der deutsche Au-
ßenhandel sei „stabil“. Die Produkti-
onsaussichten werden in Unterneh-
mensbefragungen sehr positiv beur-
teilt. Als Arbeitsmarktwunder be-
zeichnet er den Anstieg der Erwerbs-
tätigenzahl seit 2005 um fast 3 Millio-
nen auf über 42 Millionen bei ähn-
lich hohen Rückgängen der Arbeits-

losenzahlen. Abgelöst wurden für
Grömling dabei die früheren „Ver-
schiebebahnhöfe“ in der Arbeits-
marktpolitik durch „echten Wechsel
Arbeitsloser in Beschäftigung“.

Die Flexibilisierung des Arbeits-
rechts und die Zunahme von Neben-
tätigkeiten hätten den privaten Kon-
sum innerhalb von 10 Jahren um „8

Indexpunkte“ anwachsen lassen. Ob-
wohl die Investitionen nicht das Ni-
veau vor der Krise 2007/2008 erreicht
hätten, „gibt es am aktuellen Rand
Hoffnung auf Steigerungen“. Auch
wenn der Wirtschaftsprofessor kein
eindeutiges Konjunkturbild sehen
will, kommt er dennoch am Ende sei-
nes Vortrags zur Erwartung „eines
moderaten Aufschwungs mit wech-
selnden Auftriebskräften“.

Europa nach oben ziehen
Dem Vortrag schloss sich eine Podi-
umsdiskussion an, moderiert von
Clemens Fütterer (Chefredakteur,
„Der neue Tag“). VBW-Hauptge-
schäftsführer Bertram Brossardt
wandte sich vehement gegen die Kri-
tik an der Exportstärke Deutsch-
lands. „Ganz Europa müssen wir
wettbewerbsfähig machen.“ Sehr ne-
gativ sieht er auch die Rente mit 63
und die Rentenreform insgesamt,
wenn er sagt „die Renten sinken für
alle zugunsten weniger“. Er fordert
mehr Flexibilität beim Renteneintritt.
Grömling beklagte, dass bei der Dis-
kussion über Vermögensverteilung
„die realwirtschaftlichen Folgen ver-
drängt werden“. Und Dr. Stefan
Klumpp, Vorstand der Hamm AG
(Tirschenreuth), sah „die hohe Rein-
vestitionsquote“ der Hamm AG als
Schlüsselfaktor des Erfolgs“ an.

Professor Dr. Michael Grömling
vom Institut der deutschen Wirt-
schaft in Köln hielt das Hauptreferat
beim VBW-Wirtschaftsdialog in
Schwarzenfeld. Bild: sbü
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■ Adidas hebtVerbot auf

Sportfachhändler können Adi-
das-Produkte auch auf Online-
Marktplätzen verkaufen. Adidas
hat auf Druck des Bundeskartell-
amts entsprechendeVerbotsklau-
seln in den Verträgen aufgeho-
ben. „Nach Ermittlungen bei den
deutschen Händlern und den
Sportartikelherstellern wurde
Adidas im Laufe des Verfahrens
informell mitgeteilt, dass schwer-
wiegende wettbewerbsrechtliche
Bedenken im Hinblick auf das
Verkaufsverbot über Online-
Marktplätze und Beschränkun-
gen der Suchmaschinenwerbung
für autorisierte Händler beste-
hen“, teilte das Bundeskartellamt
am Mittwoch mit. Adidas betonte
hingegen, dass sich die Online-
Marktplätze seit Beginn des Kar-
tellamtsverfahrens weiterentwi-
ckelt hätten und inzwischen die
Vorgaben erfüllten. (dpa)

■ Der Pächter muss zahlen

Grundstückseigentümer haften
bei Energielieferungen nicht für
ihre Pächter oder Mieter und
müssen deren offene Stromrech-
nungen nicht übernehmen. Das
gilt einem Urteil des Bundesge-
richtshofes (BGH) zufolge auch
dann, wenn kein schriftlicherVer-
trag über den Bezug von Strom
vorliegt. Die Richter wiesen mit
ihrem Urteil vom Mittwoch die
Klage des Versorgers Eon Hanse
ab. Das Unternehmen wollte von
einem Grundstücksbesitzer rund
32500 Euro für Stromlieferungen
an dessen Pächter haben. Der Be-
treiber einer Pizzeria hatte jedoch
keinen schriftlichen Vertrag mit
Eon Hanse geschlossen. Aus Sicht
des BGH war dennoch der Päch-
terVertragspartner von Eon, da er
über die Stromanschlüsse verfü-
gen konnte und den Strom auch
nutzte. (dpa)

■ Haribo verlegt Firmensitz

Haribo (im Bild das Werk in
Bonn) verlagert seinen Firmen-
sitz. Archivbild: dpa

Der Süßwarenhersteller Haribo
verlegt seinen Firmensitz von
Bonn in die Gemeinde Grafschaft
(Rheinland-Pfalz). Mehr als 200
Arbeitsplätze der Hauptverwal-
tung würden verlagert, teilte Ha-
ribo-Sprecher Marco Alfter am
Mittwoch mit. In Bonn sei das
Unternehmen sowohl bei der
Produktion wie auch in der Ver-
waltung an Kapazitätsgrenzen
gestoßen. Im rund 30 Kilometer
entfernten Grafschaft soll bis
2017 mit rund 300 neuen Arbeits-
plätzen auch ein neuer Produkti-
ons- und Logistikstandort des
Konzerns errichtet werden. In
Bonn sollen rund 850 Arbeitsplät-
ze erhalten bleiben. (dpa)

■ Bosch investiert in Mexiko

Der Zulieferer Bosch reagiert auf
die Expansion vieler Autoherstel-
ler in Mexiko. Laut einem Bericht
der „Stuttgarter Zeitung“ will das
Unternehmen in den kommen-
den Jahren 400 Millionen Euro in
dem Land investieren und 3000
Arbeitsplätze schaffen. Die Auto-
mobilunternehmen schätzen an
Mexiko vor allem die Nähe zum
US-Markt und die relativ niedri-
gen Lohnkosten. Zudem hat das
Land zahlreiche Freihandelsver-
träge unterzeichnet, was zollfreie
Exporte in zahlreiche Absatz-
märkte erlaubt. (dpa)


